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Der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf
dic miindliche Verhandlung vom 2. Juli 1968 unter Mitwirkung
des Senatsprédsidenten Dr. Engels und der Bundesrichter
Hanebeck, Dr. Weber, Dr. Nii3gens und Sonnabend

fir Rech t erkannt:

Dic Revisionen des Beklagten VD vnd der
Beklagten O@P und @ scgen das Urteil

des 5. Zivilsenats des Oberlandeggerichts
Hamm (Westf.) vom 9. Februar 1967 werden zuriick-
gewiesen,

Dic Kosten der Revisionginstanz werden diesen
Beklagten auferlegt.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Der Kldger und der Bicker QU@ sind Eigentiimer
der benachbarten Grundstiicke KN tratc @B
und @@ in EQE®, dic mit mehrgeschossigen Wohnhilusern
bebaut sind. Zwischen beiden befand sich auf einem
Q@ gchircnden Grundstiicksteil ein nicht unterkeller-
tes sogenanntes Stallgebiude. Im Jahre 1965 lie QENED
nach Abbruch degs Stallgebiiudes auf der Zwischenfliche
ein Wohnhaus errichten. Die Abbruch- und Ausschachtungs-
arbeiten filhrte die Firma BollED =21s selbstidndige
Unternehmerin aus. Die Griindungs- und Hochbauarbeiten
nahm der Beklagtc WG vor. Dic Beklegten O@D
und MM voren planende und bauleitende Archi-
tekten.



Matthias Prinz

Rechtsanwalt www.prinz.law

Dic Kellerdecke des iiber 50 Jahrc alten Hauses
des Klidgers licgt in der Weise iliber der StraBenhéhe,
daB die Keller durch gestrecktc schmale Offnungen in
der Hausfront belichtet werden. Dic Hohe von der Ober-
kantc gseciner Kellerdecke bis zur Sohle der Gicebelmauer
betrdgt 2,28 m, dic lichte Hohe des Kellers liegt unter

2 m.

Der Keller des Bickers QUP muBtc tiefer angelegt
werden. Dic Baugrubce wurde daher bis auf etwa 0,93 m unter

Oberkantc der Kellersohle des Klidgers und bis auf rd. 0,65 m/

unter Giebelvauwersohle ausgehoben. Dabei lieB man bis
etwa zur Hshe der Kellersohle des KliEgers einen ge-

wachsenen Erdstreifen von etwa 1 m Breitce stehen, der
un wveitere 0,30 m schridg vorgeboscht war. Die Giebel-

maucr wurde in einer Ticefe von etwa 0,65 m unter Giebel-

sohlc abschnittsweise in Beton wmit einem Schnellbinde-
zement unterfangen. Dicese Arbeiten begannen am 14. oder

15. April in der Mittc des Giebels mit ctwa 0,50 m Breite.

Sie wurden am 22. April - dazwischen lagen die Oster-

feiertage (Karfreitag am 16., Ostermontag am 19. April) -

in der Weisc fortgesetzt, daB glecichzeitig die Giebel-
ecken an der StraBen- und an der Hofseite unterfangen
wurden. Noch am sclben Tage traten klaffende Risse in
der StraBen- und in der Hoffront des Hauses des Klidgers
und den giebelnahen Rumen auf. Bei cinem Gesprdch am
folgenden Tage an Ort und Stelle zwischen den Beteilig-
ten in Anwesenhcit eines Beamten des Bauvaufsichtsamtes,
an dem fiir den Kléger der Architekt Schyjjjji® tcilnahm,
war man sich iliber die Notwendigkeit sofortiger Ab-
stiitzung durch Balkenspreizen zwischen den Hdusern
einig. Nach ihrer Durchfiihrung sind dic Unterfangungs-—
arbeiten und in der Folgezeit auch die Hochbauarbeiten
zu Endec gefithrt worden.
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Der Baugrund bestand aus einem - im trockecnen
Zustand schr tragfédhigen - Ton-Sand-Gemisch. Er hatte nach
Abbruch des Stallgebiiudes am 31, Midrz unter - in den
Ostertagen starken ~ Niederschldgen gestanden. Auflerdem
war bei den anschlieflenden Baggerarbeiten - nach dewm
Vorbringen des Kliigers am 9., nach dem Vortrag der Be-
klagten am 12. April - eine unbekanntc Abwisscrleitung
des Hauses Q@P, dic durch das Zwischengelinde fiihrte,
cinige Mcter aufgerissen worden. Dic eingcesetzte Punmpe,
die zuden in den Feiertagen nicht betricben wurde,
konnte dic Wassermengen, die sich auf der aufgeviihlten
verschlammten Sohle der Grube sammelten, nicht bowdltigen;
sic filllten den ganzen Teil, der etwa 0,63 m unter dexr
Gicbelsohle lag. Erst nach Ostern wurden Pumpen der
Yeuerwehr eingesetzt.

In einem Bricef der beklagten Architekten an den
Architckten des Klidgers vom 30. April 1965 heiBt es
W.a., bci den sichtbar bleibenden Schiiden sei das Be-
weigsicherungsverfahren enthehrlich gewescn, fiir den
Bauvherrn und sic selbst sei cg selbstverstandlich, daf
dic Schdden am Giebel bescitigt wiirden, gleichgliltig,
ob den Bauunternchwer ein Verschulden treffe oder nicht,
wobci auch nicht beabsichtigt sei, zweiffellos vorhandcne
Bergschidden geltend zu. machen; es wdre sinnvoller ge-
wegen, sie oder den Bauherrn um eine entsprechende Er-
kldrung zu ersuchen.

Zu ciner Verstédndigung iber den Umfang und die
technischen Notwendigkeit . en der Schadensbehcbung ist
¢s indes nicht gekommen. Ende Mai 1965 ist der Kliger
vom Bauvaufsichtsamt der Stadt E@p aufgefordert worden,
binnen 2 Monaten dic Riickfront des Hauses instandzusetzen,
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da fiir Personen im Hofgeldnde durch abbrdckelnde Putz-
teile und herabfallende Steine Gefahr drohec. Ende Au-
gust 1966 ist diese Aufforderung als Ordnungsverfigung
unter Androhung von Zwangsmitteln wiederholt worden.

Der Kladger hat auf der Grundlagc eincs vorldufigen
Kostenanschlags seines Architekten mit der Klage Anfang Juni
1266 von. demy Bauherrn Q@, dcnm zweitbeklagten Bau-
unternchrer WP vnd den drittbeklagten Architck-
ten als Gesamtschuldnern Zahlung von 35.465,00 D1 nebst
Zingen gefordert. Zur Begriindung hat er sich auf die
Gutachten des Sachverstidndigen ME@P und des Architekten
BDA JE bvczogen. Im Berufungsverfahren hat cor er-
ginzend vorgetragen: Bei ciner gemeinsamen Besprechung
habe er darauf hingewiesen, dafl dic gesamte Abwisserung
des Hausces QU duvrch die Bauliicke gehe, so dafli man
beim Ausschachten vorsichtig werde sein milasen. Der
Inhaber der Firma Bo@lD (B@E®) habe die Architekten
auf den Gefahrenzustand hingewicsen, der durch den Wasser—
stand in der Baugrube cingetrecten sei, und zwar auch
gchriftlich. Die Auflosung an sich bindiger Boden durch
Ndssc, dic hier schon vor Unterfangung unter die
Fundamente gedrungen sci, werde jeder Sachverstidndige
bestédtigen. Ein schwerer Fchler des Architekten FENED-
@ sci cs auch gewesen, daB dieser die ersatzlose
Entfernung des etwa 40 cm starken Eisentrigers des
Stallgcbidudes angcordnet habe, der zwar nicht in die
Gicbel eingclasscn gewescen sei, . wohl aber stuwmpf und
stiitzend davor gclegen habe. Fehlerhaft seien auch
die Unterfangungsarbeiten nmit Abstédnden von etwa 1,5 m
bei der Ausschachtung gewesen. Auch habe kcinesfalls
schnellbindender Beton benutzt werden diirfen, sondern
mit Maucrsdulen gearbeitet werden miissen. Dafl geringe
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Bergschidden fiir dic hier verursachten Schédden ohne Be-
decutung secicen, ergebe sich aus einem Schreiben der

Rh QD B AG .

Die Beklagten haben Klageabweisung begehrt. Der
Zweit—- und die Drittbeklagten haben den Standpunkt
vertreten, dic Unterfangung, mit der unvermeidbar ge-
ringfiigige neuc Setzungscerscheinungen ausgeldst wviirden,
hdtte gich hier nur darum stédrker ausgewirkt, weil das
Haus des Kliédgers bercits Bergschiiden asufgewiesen habe.
Er habc zu beweisen, dafl auch ohne sic Schidden von Ge-
wicht cingetreten scin wviirden. Dal die Unterfangungs-
arbeiten selbst technisch nicht zu beanstanden seien,
filhrc auch der im Bewelssicherungsverfahren gchdrte
Sachverstidndige M@ aus. Allenfalls konne dic Aus—
schachtungsfirma Bo@i» cin Verschulden treffon,
weil diepce bei der Durchfeuchtung des Baugrundes unsach-
gend ausgescheochtet habe. Beim Abbruch des Stallge-
biiudes habe man cinen schweren Stahltrdger der Erdge-
schoBdecke, der in beide Gicbelviinde eingclagert ge-
wesen sei, ohne jede Vorsicht herausgcebrochen; schon
dabei scien erste Rissc aufgetreten. Zu dicser Zeit
scien gic noch gar nicht an der Baustelle gewesen.
AuBerdem se¢i durch das anfédngliche Arbeiten wit einer
Planierraupe auf zu engem Raum der ganze Baugrund auf-
gewiihlt und verschlammt worden, als am 12. April die
unbekannte und in Baugeichnungen beim Bauamt nicht
verzeichnete Abwidsserleitung aufgerissen worden sei.
Glcichwohl sei bis Beginn der Unterfangung die Bau-
grube im Bereich des Kldgers vollstdndig trocken ge-
wvesen, da dic ohnehin an der Baustelle vorhandene Pumpe
laufend eingesetzt gewesen sei. Entgegen der Weisung
des Policrs MG@® des Beklagten VP habe sich
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dann jedoch die Firma Bo_ trotz der cindringen-—
den Abvdsser und starker Niederschlédge an den ganzen
Feicrtagen um die Punmpc nicht gekiimmert und diese erst
am 20, April wieder in Tdtigkeit gesetzt; sie sci am
21. April abgeriickt. Die begonnenc Unterizmngung habe
aug Sicherheitsgriinden fortgescetzt werden mnilissen,
wozu auch der Beamtc des Bauwaufsichteamtes ViR
geraten habe, um den unstabilen Zustand baldmoglichst
zu becenden. Alg erkennbar geworden sci, dafl der Giebel
gtédrkerc Sctzungen mitmachen werde, sei auflerdem cin
Gcologe hinzugezogen worden, DaB der an sich gute
Baugrund scine Feptigkeit verloren habe, sci zundchst
nicht zu erkennen gewesen, sondern erst an den ersten
Sctzungserscheinungen. Nach deren Auftreten sei der
Beamte des Bauaufsichtsamts fast tédglich an der Bau-
stelle gewesen. Es sei daher alles geschcechen, was habe
geschehen kbnnen. Das gelte auch fiir diec mit dem Be-
amten abgestinmten AbstiitzungsmaBnahmen.

Das Landgericht hat die Klage gegen den Bauherrn
V@l abgcwiesen und sic gegen dic Beklagten V-
@ sovic O und Ficrenkothen dem Grunde nach fiir
gerechtfertigt erklért. Die Berufung dieser Beklagten
(im folgenden: die Beklagten) ist erfolglos geblieben.

Mit der Revision erstreben die Beklagten weiter-
hin dic Abweisung der Klage.



Entscheidungsgriinde:
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Das Berufungsgericht bejaht in Ubereinstimmung
mit dem Landgericht einc Haftung des Beklagten Vel
@ und der beklagten Architckten fiir dic Schidden,die
am Haus des Klidgers im Gefolge der Eckunterfangungen
am 22. April 1965 aufgectrcten sind.

I

Zum Augspruch des Grundurteils des Landgerichts
stellt das Berufungsgericht klar, daB Klagegrund nur
dicse Schilden sind, dic auch durch die Lichtbilder be-
lcgt scien. Damit grenzt es die Reichweite des Grund-
urtcils deutlich ab (vgl. Rosenberg ZPR 9. Aufl. § 55
III 3 ¢). Hierdurch sind solchc etwaige Schidden aus
dem Ausspruch zum Grundc ausgeschieden, die allein
auf den Beklagten nicht zurechenbarc Umstindce zuriick-
gehen, so ctwa auf MaBnahmen der Ausschachtungsfirma

BogilD.

Entgegen der Meinung der Revisionen war Voraus-—
sctzung des so verstandenen Grundurteils verfahrensméfig
nicht dic Feststellung, welche Schdden im einzelnen
allein durch vorausgegangenc MaSnahmen der Firma Bo@ll-
@ vnd durch Bergschidden herbeigefiihrt waren und demit
nicht auf einem Verhalten der Beklagten beruhen. Das
Berufungsgericht rechnet diese Frage ohne Rechtsirrtunm
zunr Umfang des Schadens, der nach seiner Auffassung
durch das schuldhafte Verhalten dexr Beklagten am 22.
April 1965 verursacht worden ist. Es stellt auch keinecn

T
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Rechtsfehler dar, wie dic Revision meint, daf die
Klarstellung des Berufungsgerichts nicht in der Ur-
teilsformel zum Ausdruck gebracht ist. Die Entscheidungs-
griinde des Berufungsurteils ergeben insoweit eindeutig
die Beschrinkung des Urteilsausspruchs. . Im iibrigen

sind dic Beklagten durch diec einengendec Klarstellung

des Berufungsgerichts nicht beschwert.

II.

1. Das Berufungsgericht legt seiner Howrteilung
zugrunde, dal die Gegenstand des Grundurteils bildenden
Schiiden - in erster Linic klaffende Risse in der StraBen-
und in der Hoffront sowic in den giebelnahen Riéumen des
Hauges des Kldgers - durch dic Eckunterfangungen am
22, April 1965 entstanden sind. Einmal bezcichnet es
dicsen Umgtand alg nicht bestritten. Dariiber hinaus
hat c¢g sich von cinem solchen Hergang iiberzeugt, indem
cs sich auf unstreitige Tatsachen als Indigien stiitzt:
Vor Beginn der Unterfangungsarbeiten am 22. April 1965
varen diesc Schiden noch nicht vorhanden. Sie traten
erst am Tagc dieger Arbeiten auf. Jeder anderc Anlafl
fiir den BEintritt dieser Sghidden am 22. April 1965
fchlt. Bei cinem Gespréch gwischen den Beteiligten
an folgenden Tag an Ort und Stelle war man sich iiber
dic Notwendigkeit sofortiger Abstiitzung mrischen den
Hiéuscrn cinig. Einen solchen Hergang haben auch dic be~
klagten Architckten in ihrem Brief an den Architekten
des Kligers vom 30. April 1965 gzugrundegeclegt. Auf
Grund diesecs unstrcitigen Sachverhalts stellt das
Berufungsgericht fest, ohne Erdaushub fiir die Eckunter-—
fangungen vwidren diesc Schidden nicht eingetreten.
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Damit hat das Berufungsgericht ohne Rechitsirrtum
fiihrten Arbeiten fiir dic infragc stehenden Schilden be-
jaht. Es liegt kein Anhalt fiir die Annahme der Revision
vor, das¥Berufungsgericht habe hierbei iibersehen, daB
der Ursachenzusammenhang cin addquater gewesen sein
miissc. In der Sache bestechen gegen einen solchen Zu-
samnenhang keine Bedenken. Es kann keinc Rede davon
scin, dal dag Unterfangen beider Ecken nach allgemeiner
Lebenserfahrung fir den Eintritt der beschricbenen Schi-
den nach den damals gegebenen Umstdnden ganz gleichgiil-
tig gcwesen viire.

2. Dic Bejahung der Ursidchlichkeit wird durch
dic Angriffc der Rcvisionen nicht infrage gestellt.

a) Nach den Feststellungen des Berufungsurteils
vwar von den Beklagten nicht bestritten, dafl das Absinken
und dao dadurch bedingtce Reiflen des Mauerwerks der
Fronten wie des Gicbels durch die Arbeiten beim Unter-
fangen der Ecken entstanden waren. Schon diege tatbe-
standliche, nicht berichtigte Feststellung siteht jeg-
lichem Vorbringen der Revisionen entgegen, das einc
Verursachung, auch einc solche witwirkender Art, in
Abrede stellt oder riigt, einc dahingehende Feststellung
sei verfahrensmiiBig fehlsam erfolgt.

b) Diec Beklagten hatten vorgetragen, die Schi-
den gseien nicht typische Folge der Unterfangung, vicl-
mchr auf ihnen nicht zurechcenbarce Umstdnde zuriickzu~-
fiihren. Hierzu hatten sic geltend gemacht, das Haus
des Kligers habe bereits Bergschiden aufgewicsen, was
nach der nicht beanstandeten Auslegung des Berufungs-—



- 11 -

gerichts heiflen sollte, daB das Mauerwerk im einzelnen
nicht erkennbarce Schidden und Gefiigelockerungen aufge-
wiesen habe, dic erst ein derart starkes Reiflen ermig-
licht hdtten; zudem hatten dic Beklagten vorgebracht,
daB der Baugrund insgesamt infolge von Nédssc nachgicbig
gewvesen sei, cin Umstand, den nicht sic, sondern die
Ausschachtungsfirma Bo- wegen Unterlassung
dauernden Abpumpens zu vertreten hdtten.

Soweit die Beklagten damit geltend machen wollen,
ein Teil der Schiden am Hause des Kldgers sei nur auf an-
derc Umstidnde zuriickzufiihren, treffen sic nicht den
in der Reichweitc begrenzten Ausspruch zum Grunde;
solches Vorbringen gehdért zum AusmaB des schadensur-
sdchlichen Verhaltens und ist im Betragsverfahrcn zu
erdrtern. Soweit sich die Beklagten mit ihrem Vortrag
aber darauf berufen wollen, daf3 die Schéden, dic Ge-
genstand des Grundvrteils sind, durch die Unterfangungs-
arbeciten iiberhaupt oder jedenfalls in dem cingetretenen
MaBe nur desheldb ausgeldst worden sind, weil anderec,
ihnen nicht zurcchenbarc Umsténde hierfiir Vorbe-
dingungen gesetzt hatten, wira demit lediglich in-
frage gestellt, daB dic “Uadeifangungsarbeiten alleinige,
nicht aber daBl sie mitwirkende Ursache weren. Letzteres
reicht aber haftungsrechtlich aus.

Daher gehen die Riigen fchl, die sich gegen die
Nichtberiicksichtigung dicses teilweisc unter Beweis
gestellten Vorbringens der Beklagten richten. Soweit
das Berufungsgericht iiber dic erorterten Ausfiihrungen
hinaus sich mit solchem Vorbringen der Beklagten aus-
einandersctzst, handelt cs sich um Hilfserwdgungen,
dic ohne rcchtlichen Belang sind. Somit kommt es auch
auf dic hiergegen gerichteten Riigen nicht an.
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3. Das Berufungsgericht hattc keinen AnlagB,
an der Rechtswidrigkeit der Schadenszufiigung zu zweifeln.
Die Revision des Zyeitbeklagten glaubt solche Zwelfel
unter dem Gesichtspunkt des Widerstreits zwischen dem
verletzten Interesse und dem Rechtsgut, in das einge-
griffen wird, herlciten zu konnen. Sie verwecist auf
das unter Bewecis gestcllte Vorbringen der Beklagten,
dic begonnenen Unterfangungsarbeiten hdtten aus Sicher-
heitsgriinden zwangslidufig fortgesetzt werden niissen und
seien auch auf Weisung des Bauoberinspektors Wil vom
Bauaufsichtsant E@p fortgesetzt worden, um baldmdglich
den unstabilen Zustand zu beenden; somit habe der Gefahr
von Risgsen dic Gefahr des Einstirzens des ganzen Hauses

gegeniibergestanden.

Das Berufungsgericht erblickt das haftungsbe-
griindende Verhalten der Beklagten in den Eckunter-
fangungen an 22. April 1965. Nach dem cigencen Vortrag
der Beklagten in der Berufungsbegriindungsschrift varde
der Beuobcrinspektor Vi@l aber erst nach Eintritt
der Schidden vom 22. April 1965 zugczogen. Erst nachdem die
Eckunterfangungen begonnen weren, wodurch dic Giebel-
mauver in Bewcgung geriet und diec Schidden entstanden,
stellte sich dice Frage, ob aus Sicherheitsgriinden die
weiteren Unterfangungsarbeiten fortzusetzen waren,
Vorher, und gwar am 14. oder 15. April 1965, waren
nach den nicht berichtigten Tatbestand des Berufungs-—
urteils unstrecitig lediglich in der Mittc des Gicbels
Unterfangungserbeiten in einer Breite von 0,5 nm be-
gonnen worden, die keinc Schadensfolgen zeigten.

Auf Grund des vertraglichen Verh#dltnisscs mit
dem Hauscigentiimer Q@p, insbesonderc der Ubernahuwe
der Srtlichen Bauaufgicht, hatten die Beklagten cs
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auch ilibernommen, die aus den Arbeiten sich ergeben-
den Gefahren abzuwenden. Hiermit hatten sic eine den
Bauherren der Allgemeinheit gegeniiber bestechende Pflicht
libernommen, decren Vernachlissigung geceignet war, Leben,
Gesundheit und - was gleichanstellen ist (BGH Urteil
vom 12. Mai 1964 - VI ZR 35/63 = VersR 1964, 942
n.w.N.) - Eigentum Dritter zu gefdhrden. Es ist aner-
kannten Rechts, daB bei einer derartigen Lage auch in
der Person des Ubernehmenden eine Dritten gegeniiber
wirkende Handlungspflicht begriindet wird und daBl sich
in derartigen Fillen bei Unterlassung einer schadens-
verhiitenden Handlung der Verletzte an den untidtigen
Vertragspartner aus unerlaubter Handlung halten kann
(BGH Urteil vom 10. Januar 1961 - VI ZR 62/60 = VersR
1961, 233; Urteil vom 12, Mai 1964 - VI ZR 35/63 =
VersR 1964, 942 mit weitceren Nachweisen).

4., Das Berufungsgericht bejaht ein Verschulden

—— e ho o TR e T G e v

e - w - - v o—

a) Sciner Beurteilung legt es folgenden Sach-
verhalt zugrunde: Dic Gicbelmauer des Kldgers stand
nicht auf einem verbreiternden Bankett; ein solches
ist viclmehr crst bei der Unterfangung gceschaffen
worden. Durch dic Augschachtungsarbeiten war gie bis
fagt an dic Maucrsohlc freigelegt; der gewachsene
Strcifen von oben 1 m und unten 1,30 m Breite, den
man hatte stchen lassen, ragtc an sciner htchsten
Stelle nur ctwa 0,20 m iiber die Mauersohle hinaus.
Somit war dem untcren Teil des Giebels in scinerx
ganzen Ausdehnung die stiitzende Abbdschung in Hohe
von 1,80 m genommen, die er jahrelang durch das nicht
unterkellerte Zwischengrundstiick Q@D gehabt hatte.
Tageclang vorher war dic Giebelmauer ebenso wie der
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stehengebliecbene Boschungsstrecifen bei der Aus-—
schachtung crheblichen Erschiitterungen ausgesetzt
gewesen. Dic statischen Verhdltnissc filir die Maucr und
den Grund, auf dem sic noch stand, waren verdndert.
Die Baugrube stand infolge des Anrcissens der Abwisser-
leitung und der starken Niederschlédge wmindestens 10
Tage lang bis zur Hohc des verblicbenen Boschungs-
streifens unter Wasser. Zu dem Freiliegen d2s Gicbels
fasct bis zur Sohlentiefce kam so dic Durchnissung des
BGschunggsotreifens - und méglicherwecisc auch dos
Gicbecluntergrundes selbst - hinzu.

Zu Recht filihrt das Berufungsgericht aug, beil
dicaen Gegebenheiten habe die allgemeine Standfestig-
keit der Mauer nicht mehr mit hinreichender Sicherheit-:
beurteilt werden konnen. Das Landgericht hatte dem Gut-
achten M@ entnommen, das in der Baugrube stehende
VWasscer habe zu ciner starken Anrcicherung des Baugrundes
mit Feuchtigkeit und damit zu einer crhcblichen Becin-
triichtigung sciner Tragfithigkeit gerade zur Zeit der
Freilcgungsarbeiten am Giebelfundament gefiihrt. Weitcer
hattc cs auf das Gutachten JEP hingewicsen, nach
dessen Ausfiihrungen der stchengebliebene, aus mit Sand
vernischtem Ton bestchende Erdklotz in trockenem Zustand
cehr hart war, jedoch bei léngerer Finwirkung von Feuch-
tigkeit bei Belastung in Bewcgung geratce.

b) Nach der zutreffenden Auffassung des Berufungs-
gerichts muBBten sich bei diesen Verhédltnissen dem Zweit-~
beklagten Uberlegungen aufdringen, wic beim Unterfangen
eine Gefiihrdung der Giebelmauer zu vermciden und welche
SicherheitsmaBnahme zu treffen sei. Der Umstand, daB
¢s sich um Hiuscr inm Bergbaugcebiet handelt, bei denen
bereits vorhandenc Bergschitden von Bedeutung sein konnten,

[y
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entlastet den Zweitbeklagten, der davon wuBte,

nicht, sondern erheischtc sogar ecinc erhshte Vorsicht.
Der Zweitbeklagte kann zu sciner Entschuldigung auch
nicht nit Erfolg geltend machen, fiir die Durchnissung
des Baugrundes sei nicht er, sondern dic Firma Boli-
@@ vcrantwortlich. Entscheidend ist auch hier, daB
diesc ihn bekannten Umstdnde bei Beginn der Unter-
fangung vorlagen. Beide von ihm zur Entlastung ange-
filhrten Umstiinde hatte er, wollte er die im Verkehr
erforderliche Sorgfalt nicht aufler acht lasscen, bei
dcen sich aufdrdngenden Erwidgungen, ob zu dieser Zeit
und unter dicscn Umstdnden diec geplante Unterfangung
ohne Gefidhrdung der Gicbelmauer des Kligers 2zu ver-
antworten sei, in cigencr Verantwortlichkeit zu be-
riicksichtigen. Dieser Sorgfaltspflicht war der Zwcit-
beklagte auch dann nicht ledig, wenn am 22. April 1965
dic Rénder des verbliebenen Boschungsstreifens cchon
wicder leidlich trocken waren; denn ein solcher Um-
stend war kein hinreichender Grund, von der Gefahr-
losigkeit eines Unterfangens ohne zusidtzliche beson-
dere Mafnahmen auszugchen.

Tatgdchlich sind nach den nicht angegriffenen
Feststellungen des Berufungsurteils vorher vom Zweit-
beklagten solchec notwendigen Uberlegungen nicht ange-
stellt, erst recht ist bei Durchfiihrung des Unter-
fangens nichts zur Abwehr der Gefahrdung unternommen
worden.

c) Diesc Beurteilung wird durch dic Ausfiihrungen
der Revision des Zweitbeklagten nicht infrage gestellt.
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Das Berufungsgericht macht dem Zweitbeklagten
zum Vorwurf, daB er vor dem Untexrfangen eine gebotenec
Absicherung unterlassen hat, dagegen nicht, daB dic
technische Turchfiihrung des Unterfangens fcechlerhaft
war. Auch das im Beweissicherungsverfahren erstellte
Gutachten des Sachverstidndigen MG besagt nur, daB
gegen dice fiir die Unterfangung des Giebels gevidhlte
Ausfithrungsart in technischer Hinsicht keine Bedenken
bestchen., Nur das hatten dic Beklagten im Schri fi-
satz vom 21. Dezember 1966 durch cin Obergutachten
unter Beweis gestellt. Ebensowenig lastet das Be-
rufungsgericht dem Zweitbeklagten an, daf die Giebel-
mauer durch dic Ausschachtungsarbeiten bis fast an
dic Mauersohle freigelegt und schon bei der Ausschachtung
tagelang erheblichen Erschiitterungen ausgesetzt war.
Dac Berufungsurteil hat vielmchr darin cinc Verletzung
der gebotenen Sorgfalt erblickt, daBl der Zweitbeklagte
vor den Unterfangen keinerlei besonderc VorsichtsmaB-
nahnec dagegen getroffen hat, da der Giebel in Bewegung
gerict, obglecich er die zu einer erhthten Gefidhrdung fiihren-—-
den Umstinde kannte.

- - %A e W e - -

war und dic Bodenverhidltnisse ausgezeichnet waren, wie
die Revision unter Hinweis auf dag Vorbringen der Be-
klagten im Berufungsrcechtszug geltend macht, ist nicht
cntscheidend. Von Belang ist vielmehr, wie diesc Ver-—
hiiltnigse an 22. April 1965 bei Beginn der schadens-
ursidchlichen Eckunterfangungen zu beurteilen waren,
Hierzu haben dice Beklagten in der Berufungsbegriindungs-—
schrift selbst vorgetragen, daB durch die in der Bau-
grube stchenden Wassermengen - nach der tatbestand-
lichen Feststcllung des Berufungsurteils rcichten sie
bis 0,63 n unter dic Ciebelsohle und wurden erst nach
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Ostern durch Pumpen der Feuerwehr entfernt - dem an
gich guten Baugrund dic Yestigkeit genomnen war. Auch
der Sachverstidndige M@ hot dic Setzbewegungen des
Gicbels auf diese Wasscerverhdltnisse vor und bei Durch-
fliihrung der Untcerfangungsarbeiten zuriickgefithrt. Dal
dicse Umstinde bei gehdriger Sorgfalt nicht erkennbar
gevesen scien, kann der Revision nicht zugegeben werden.
Jedenfalls hatte der Zweitbecklagte wegen der besondercen
Umstinde allen AnlaBl, insoweit die Gegebenhciten be-
sonders sorgfiltig zu priifen. Dafl er in dieser Richtung
vor Eintritt der Schiden am 22. April 1965 auch nur

dic geringste Uberlegung oder MaBnahme getroffen hitte,
hat er sclbst nicht vorgetragen. jEntgegen der Meinung
der Revision bedurftc das Berufungsgericht zur Beur-
teilung diceser Rechtsfrage nicht der Unterstiitzung cines
Sachverstdndigen. Dic Beklagten haben im librigen den
Bauoberinspektor Wil alc sachverstidndigen Zeugen
nur dafiir benannt, dal - nach dem Eintrcten von
Sctzungscrscheinungen -~ alle erdenklichen Vorsichts—
mafnahumen getroffen worden seien.

Dic Beklagten hatten vorgetragen, durch Spreizen
konne man cinen sich senkrecht sctzenden Giebel nicht
abstiitzen, durch cinc solche MaBnahmec lassce sich nur
ein scitliches Hinausdriicken des Giebels verhindern.
Allerdings hatten sic entgegen dexr Meinung der Revi-
sion des Zweitbeklagten fiir dieses Vorbringen nicht
den Oberinspcktor Wi als Sachverstindigen genannt;
auf ihn hatten sic sich viclmehr dafir als Zecugen be-
rufen, daf nach Eintritt der Schiden cinc Spreizenab-
stiitzung vorgenommen worden sci. Demgegeniiber fithrt das
Berufungsgericht bei Erdrterung der MaBnahmen, dic der
Zwcitbeklagte zur Sicherung schon im Hinblick auf das
Frcilicgen des Gicbels fast bio zur Sohlentiefe vorzu-
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nchmen hatte, aus, dic sorgfiltige Abstiitzung dces
Giebecls durch Spreizbalken sowohl an den Ecken wie in
der Mitte habe sich aufgedrdngt, auch durch Scitendruck
werde die Mauer in der Schwebe gehalten, so daBl cin
Absinken habe vermicden werden konnen. Ob das Berufungs-—
gericht durch diesc Ausfiihrungcn scine Sachkunde iiber-
gschritten hat, kann im cingelnen dahinstehen; denn sie
sind, wic dic spidteren Erdrterungen und der Gesamt-
zusammenhang zeigen, nur als Beispicl eines mdglichen
Sicherungswittels zu verstchen. Im Vordergrund steht
dic cntscheidende Annahme dces Berufungsgerichts, dalB
der Zwecitbeklagte wegen der besondercn Gegebenhiciten
durch SicherungsmaBnahmen vorzusorgen hatte, wihrend
von ihm in Wirklichkeit gar nichts veranlaflt vurde.

S0 hatte das Landgericht zutreffend ausgefiihrt, der
Zucitbeklagte habe crvigen nilissen, ob er zuvor dic
Baugrube auspunpen und die Erdc austrocknen oder die
Gicbelviinde abstiitzen lassen solle oder ob anderc ge-
cignete Sicherungsvorkchrungen getroffen werden muBten.

. —t—— - o -

Ll e i al O S

a) Bei dieser Beurteilung geht es unangefochten
davon aus, daf3 diesen Beklagten dic besonderen oben
dargelegten Gegebenheiten ebenfalls bekannt waren. Zu
Recht ist das Berufungsgericht der Auffassung, daB unter
dicsen Umstidnden besondere Sorgfaltspflichten auch die
Drittbcklagten als bauleitende Architckten trafen.

Aus der Planung wuflten sie, daf, wie im einzelnen bhe-
schrieben, der Giebel weithin freilag und ihm dic
Scitenstiitze zum groBten Teil genommen war. Bereits
deshalb muBten gic aufgrund ihrer Fachausbildung dice
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begondere Gefahr der geplanten Unterfangungsarbeiten
erkennen. Das gilt umsonchr, wenn sic dic Moglichkeit

von Vorbecintrichtigungen durch Bergbauschéden beriick-
sichtigten. Sic wuBten aber auch von der ldngercn Wasser-
ansammlung in der Baugrube.Daraus muBlten sic dic besonders
hohe Gefdhrdung der nachbarlichen Giebelmauer durch

dic vorgeschenen Unterfangungsarbeiten erkennen. Als In-
habern der Bauleitung oblag ihnen dic Uberwachung der Bau-~
augsfithrung. Sic hatten daher dafiir Sorge zu tragen, daf
der Zweitbcklagte das Unterfangen nur nach sorgfidltiger
Priifung und Abwdgung der aus der beoonderen Lage fol-
genden cerhohten Gefahr und unter Einschaltung hin-
rcichender SicherungsmaBinahmen durchfiihrte. In Wirklich-
keit haben sice nach den Feststellungen des Berufungs-
wrteils aber vorher weder die notwendigen Krwigungen
angestellt noch dan Geringste veranlafB3t.

b) Dic Ausfiihrungen dcr Revision der Drittbecklagten
stchen dicser Beurteilung nicht entgegen.

Aus den bercits oben dargelcgten Griinden
entlastet es dic DPrittbeklagten nicht, wenn ihnen
die Umstdnde, welche dic erhthte Gefahrenlage her-
beigefiihrt hatten, nicht zuzurechnen sein sollten.
Das Berufungsgericht macht ihnen nur zum Vorvurf,
daBl sic dicocc ihnen bekannten Gegcbenheiten nicht zum
Anlaf fir besondcrc MaBnahwen im Rahmen ihrer Bauleitung
genormen haben.

In i{ibrigen cntsprechen dic Riigen der Dritt-
bcklagten denen des Zweitbeklagten.Sic sind aus den
oben gegebenen Griinden nicht gercchtfertigt.
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ITI.

Nach allcdem waren die Revisionen unbegriindet
und mit der Kostenfolge aus § 97 ZPO zuriickzuweisen.

Engcels Hancbeck Dr. Weber

Dr. NiiBgens Sonnabend



	BUNDESGERICHTSHOF

	IM NAMEN DES VOLKES

	den Bastwirt Dietrich S Efl^-XafliBfl^, KfllHfl^fllBstraße fl|,




